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Öǻentliche Bekanntmachung 
  

Bekanntgabe der Feststellung gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei Unterbleiben einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung  

 

Mit Schreiben vom 10.06.2026 beantragte die Evonik Operations GmbH auf dem Grundstück Flst. 

Nr. 3637 der Gemarkung Rheinfelden die immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 

für die Erhöhung der Lagermenge von 100 auf 170 m3 Wasserstoffperoxid (H2O2) im W-Versand 

der Anlage 060 (Wasserstoffperoxid). 

Das Vorhaben unterfällt der Ziffer 4.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG). Für das Vorhaben war gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 i.V.m. § 7 Abs. 

1UVPG im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung festzustellen, ob eine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige 

Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien durchgeführt. 

Nach §§ 7 und 5 UVPG stellt das Regierungspräsidium Freiburg als zuständige Behörde auf 

Grundlage der Antragsunterlagen unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG 

aufgeführten Kriterien fest, dass das Vorhaben nach Einschätzung des Regierungspräsidiums 

keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 

UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung sind mit Hinweis auf die dafür maßgeblichen Kriterien der  

Anlage 3 des UVPG anzugeben (§ 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 UVPG). 

Insbesondere im Hinblick auf die Kriterien Umweltverschmutzungen, Belästigungen sowie 

Risiken für die menschliche Gesundheit, verwendete Stoffe und Technologien sind maßgeblich: 

Abluft / gasförmige Emissionen 

Nicht relevant, da es sich um eine Lageranlage handelt. 

Abwasser 

Es entsteht kein zusätzliches Abwasser. 
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Abfall 

Es entsteht kein zusätzlicher Abfall. 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) 

Die Anforderungen gemäß AwSV werden wie folgt erfüllt: 

- Auffangfläche und Rückhaltung von wassergefährdenden Stoffen: Der überdachte Innenraum 

des W-Versands (Zwischenlager bis zum Versand des H2O2) im Geb. ist mit einer 

stoffundurchlässigen Bodenbeschichtung versehen. Der WHG-Eignungsnachweis für das 

Beschichtungsmaterial liegt vor. Die geneigten Ablaufflächen münden in zwei Bodenabläufe 

links und rechts des östlichen Raumzugangs, die beide nicht absperrbar sind und in die 

Havariebehälter münden. Ein Austritt in benachbarte Räume und über die Außentüren auf die 

Laderampen wird durch das Bodengefälle ausgeschlossen. Die Eignung der Fläche hat sich 

zudem seit Jahrzehnten bewährt. Das erforderliche Rückhaltevolumen nach § 31 Abs. 2 AwSV ist 

gegeben. Im Havariefall mündet die Lagerfläche in ein Havariesystem mit einem 

Rückhaltevolumen von 11,2 m3. Es handelt sich dabei um 8 kommunizierende Havariebehälter im 

Kellergeschoss des Gebäudes.  

- Organisation:  

Eventuell auftretende Leckagen werden bei den regelmäßig durchgeführten Anlagen- 

Kontrollgängen durch das Betriebspersonal erkannt. Eine Füllstandsüberwachung mit 

Alarmierung im Havariesystem (Untergeschosse) ist vorhanden und auf die Leitsysteme im 

Versandgebäude sowie die zentrale AO-Messwarte geschaltet. 

Die max. Wassergefährdungsklasse (WGK) beträgt 1, aufgrund der Erhöhung der Lagermenge 

ergibt sich neu die Gefährdungsstufe B nach § 39 der AwSV. Eine Eignungsfeststellung nach      

§ 63 WHG ist demnach notwendig. Die beiliegende gutachterliche Stellungnahme hat bestätigt, 

dass die Gewässerschutzanforderungen erfüllt werden.  

Es ist eine Prüfung vor Inbetriebnahme, aber keine wiederkehrende Prüfung, durch einen 

Sachverständigen nach § 46 AwSV erforderlich. 

Lärm 

Keine Veränderungen, da keine neuen Aggregate hinzukommen. 
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Anlagensicherheit 

Beim W-Versand handelt es sich um keinen Ex-Bereich. H2O2 liegt in Form einer wässriger 

Lösung vor, die nicht brennbar ist und bei Normaldruck keine explosionsartige Atmosphäre 

bildet. Bei der Zersetzung von H2O2 entsteht neben Wasser in geringen Mengen Sauerstoff, der 

jedoch ubiquitär vorhanden ist und sich in der Raumluft nicht messbar anreichert. Aus diesem 

Grund ist sicherheitstechnisch keine Raumlüftung notwendig. Zur Einhaltung der 

Arbeitsplatzgrenzwerte sind aber dennoch Lüftungen bzw. Absaugungen an Innentanks und 

Abfüllstationen vorhanden, um die H2O2-Konzentration in der Atemluft zu begrenzen. 

In den Räumen ist Brandschutztechnik in Form von Rauchmeldern und Signalgebern installiert. 

Sollte es zu einer Zersetzungsreaktion innerhalb der Gebinde kommen, so würde dies durch 

einen Druckanstieg (aufblähen) bemerkt werden. 

Schutzgebiete 

Schutzgebiete sind nicht betroffen. 

 

Es ist daher insgesamt davon auszugehen, dass durch das Änderungsvorhaben keine 

erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorgerufen werden.  

Aus diesem Grunde stellt das Regierungspräsidium fest, dass keine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das Änderungsvorhaben besteht.  

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.  

 

Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG. 

 
 

Freiburg, den 03.08.2026 

Regierungspräsidium Freiburg 

Abteilung Umwelt 


